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Schwestern gehen nach Luzern
Die Stanser Kapuzinerinnen verlassen das Kloster St. Klara. Eine Stiftung soll für die neueNutzung der Klosterräumlichkeiten sorgen.

Martin Uebelhart

DieStanserKapuzinerinnenha-
ben sich entschieden, gemein-
sam nach Luzern ins Zentrum
St. Anna zu ziehen. Das schrei-
ben sie in einer Medienmittei-
lung. «Wir haben schon seit ei-
nigen Jahren über unsere Zu-
kunft nachgedacht und diese
aktiv geplant», sagt Schwester
Sabine Lustenberger im Ge-
spräch. Sie ist die Frau Mutter
derSchwesterngemeinschaft im
Kloster St. Klara in Stans. Nun
sei für die Gemeinschaft die
Türe der Wohnmöglichkeit im
ZentrumSt.Anna inLuzernauf-
gegangen.Diese ermögliche ih-
nen auch künftig ein Leben in
klösterlicherGemeinschaft und
Spiritualität.DieSchwesterndes
Klosters St. Klara werden am
neuen Standort ein ganzes
Stockwerk beziehen.

Die 1615 gegründete
Schwesterngemeinschaft um-
fasst heute noch acht Schwes-
tern.Die Jüngste sei Anfang 50,
die Mehrzahl sei über 80 Jahre
alt, sagt Schwester Sabine Lus-
tenberger. «Wir haben zusam-
men in der Gemeinschaft ge-
merkt, dassunsdienungewähl-
te Optionmit demWegzug und
derGründungeinerStiftungvon
jenen Bereichen entlastet, die
für uns zunehmend zur Last ge-
worden sind.» Sie erwähnt die
BewirtschaftungunddenUnter-
halt der Klosterräumlichkeiten
sowiedieVerwaltungderPacht.
Die nicht barrierefreien Räum-
lichkeiten seien zudemheute zu
gross für dieGemeinschaft.

«Geschenkund
Erleichterung»
«Die Möglichkeit, die wir nun
erhalten, erleben wir als Ge-
schenk und Erleichterung», so
Schwester SabineLustenberger
weiter. Gleichzeitig sei sich die
Gemeinschaft auch der Verän-
derungbewusst. «Wir verlassen
einen schönen Ort, in dem wir
eingebettet sind und ein gutes
Umfeldhaben.Wir hoffen, dass

wir diese Kontakte weiter pfle-
gen können.» Gedanken ma-
chen sich die Schwestern von
St. Klara auch darüber, wasmit
den Klostergebäuden gesche-
hen soll. Sie habeneineArbeits-
gruppe eingesetzt. Darin enga-
gieren sich laut der Mitteilung
eineDelegationder Schwestern
sowie externe Personen aus
dem Umfeld des Klosters und
desVereinsFreundeskreisKlos-
ter St. Klara. Ziel sei es, guteund
langfristig funktionierende
Lösungen für die Schwestern
sowie die Klosterräumlich-
keiten zu finden.

Anstelle der Schwestern
werde künftig eine Stiftung den
Unterhalt und den Betrieb des
Klosters, desKlostergartens so-
wiedesPachtbetriebs langfristig
sicherstellen. Das Kloster und
seine Liegenschaften würden
ins Eigentumder Stiftung über-
tragen, die im ersten Halbjahr
2023gegründetwerdensoll. Für

den Pachtbetrieb werde derzeit
eine neue Pächterschaft ge-
sucht, diebestehendenMietver-
hältnisse im Kloster würden
weitergeführt.

Niklaus Reinhard leitet die
Arbeitsgruppe Zukunft Kloster
St. Klara und ist seit anderthalb
Jahren indenProzess involviert:
«Es ist grossartig, wie die
Schwesterngemeinschaft vor-
ausgedachthatund ihreZukunft
in dieHand genommenhat.»

KlareVorgaben für
diekünftigeNutzung
Im Mai soll ein partizipativer
Prozess angestossenwerden, in
dem sich Leute einbringen
könnten, denen es einAnliegen
sei, was mit den denkmalge-
schützten Räumlichkeiten ge-
schieht. Vorgegeben für die
künftigeNutzungsinddabei kla-
re Rahmenbedingungen:

— Die Anlage soll bewohnt
bleiben.

— Die franziskanischen Werte
sollenerhaltenbleiben imSinne
von Einfachheit, Nähe zur

Schöpfung und nachhaltigem
Lebensstil.

— Aus den Mieteinnahmen
müssen Betrieb und Unterhalt
der Anlage sowie die Lebens-
kosten der Schwestern finan-
ziert werden können.

Die Schwestern werden eben-
falls im Stiftungsrat vertreten
sein. Niklaus Reinhard betont:
«DieStiftung ist bewusst soauf-
gebaut, dassderStiftungsratnur
mit dem Einverständnis der
Schwestern entscheidet.»

Die Zukunft der Klosterkir-
che wird gemeinsam mit der
Pfarrei Stans geklärt. «Wir hat-
ten bereits einenAustauschmit
der Pfarreileitung», sagt
Schwester SabineLustenberger.
«Wir erfuhrenvielWohlwollen,
Verständnis undOffenheit.»

Trotzdes schmerzhaftenAs-
pekts des Wegzugs spüre sie in
der Gemeinschaft keine Resig-

nation.«WirwolltendiesenPro-
zess bewusst miteinander ge-
hen»,betont sie. «Es stehenalle
geschlossendahinter.»Siewür-
den als kleine Gemeinschaft
noch einmal zu etwas Neuem
aufbrechen.

Bedauern
überWeggang
«Das ist einVerlust fürStans, ich
bedaure das sehr, auch persön-
lich», sagt der Stanser Gemein-
depräsident Lukas Arnold. Er
habeeinigederSchwesternken-
nen lernen dürfen. Er begrüsst
auf der anderen Seite, dass sich
eine Stiftung umdieGebäulich-
keitenkümmernsoll.«Ichhoffe,
dass eine gute Nachfolgelösung
gefundenwerden kann.»

Auch Leo Odermatt, Präsi-
dent des Vereins Freundeskreis
Kloster St. Klara, bedauert den
WegzugderSchwesterngemein-
schaft.«UnserVerein ist fürdie-
senFall gegründetworden.»Be-
reits jetzt hätte der Verein die
Schwesternauf ihrenWunsch in
einigen Bereichen unterstützt
und entlastet. «Undwir werden
der Gemeinschaft auch weiter
behilflich sein.» Es habe den
Verein beeindruckt, wie die
SchwesterndieVeränderungak-
tiv angegangen und offen seien
für Lösungen, die ihrem spiri-
tuellenLebenentsprechen.Bei-
tragen wolle der Verein auch
dazu,dasseineNutzungderGe-
bäude imGeistederSchwestern
gefundenwerde.

Mit dem Wegzug der
Schwestern geht in Nidwalden
eine Institution verloren, sagt
Landammann Joe Christen auf
Anfrage. «Das Kloster St. Klara
hat seinerzeitdieMädchenschu-
leeingeführt.»Erverstehe,dass
es fürdieGemeinschaft schwie-
rigerwerdeaufgrunddeszuneh-
mendenAlters ihrerMitglieder.
DerRegierungsrathabedasMit-
tagessen bei den Klosterfrauen
sehr geschätzt. «Wir durften in
eine andere Welt eintauchen,
hinter die Klostermauern bli-
cken undGespräche führen.»

Das Kloster St. Klara in Stans. Bild: PD

Warum nur einen Ständeratssitz?
Die Bundesverfassung kennt keineHalbkantonemehr. SowürdenOb- undNidwalden je zwei Ständeratssitze zustehen.

Matthias Piazza

Bevölkerungsreiche Kantone
habenvieleNationalräte, kleine-
reKantonewenig, oft nur einen,
wie imFall vonNid-,Obwalden
oderUri.AlsAusgleichdientdie
kleine Kammer, der Ständerat,
mit 26 Mitgliedern. Fast jeder
Kanton,unabhängigvonderBe-
völkerungszahl, stellt zwei Mit-
glieder. Ausnahmen bilden Ap-
penzell Ausserrhoden, Appen-
zell Innerrhoden, Basel-Stadt,
Basel-Landschaft, Nidwalden
und Obwalden mit je einem
Standesvertreter. Bei Volksab-
stimmungen haben diese ehe-
maligen Halbkantone auch nur
einehalbeStandesstimme.Und
dies, obwohl die neue Bundes-
verfassung von 1999 keine
Halbkantonemehrkennt.Trotz-
dem hat man diese beiden

Punkte inderneuenBundesver-
fassung nicht angepasst. Die
Hürde, dies zu ändern, ist ge-
mäss Politologe Iwan Ricken-
bacher aus Brunnen hoch. «Es
bräuchte in jedem Fall, ob nach
einer Volksinitiative oder nach
einem parlamentarischen Be-
schluss, eine eidgenössische
Volksabstimmung mit Volks-
und Ständemehr», betont Ri-
ckenbacher.

«Aus Sicht der ehemaligen
Halbkantone wäre die Forde-
rung nach je zwei Ständeratssit-
zen völlig legitim», meint der
ehemalige Generalsekretär der
Mitte Schweiz. Doch er warnt
davor, ambishergut funktionie-
renden System zu schrauben.
«Bekäme die Deutschschweiz
sechs Ständeräte mehr, würden
sich die Westschweiz und die
Städte noch mehr benachteiligt

und untervertreten fühlen», so
Rickenbacher. «Das über Jahr-
hunderte entstandene fragile

Staatsgebilde, das denverschie-
denen Sprachregionen ebenso
Rechnung trägtwiedenStädten
und der Landschaft, wäre ge-
fährdet. Eswürde langedauern,
denangerichtetenSchadenwie-
derzubeheben.»Darumgeheer
auchdavonaus,dassauch inder
nächsten Legislatur eine solche
Forderung nicht auftaucht.

Ständeräte sind
gegeneineÄnderung
Von einemgut austarierten Sys-
temsprichtauchdereinzigeOb-
waldner Ständerat, Erich Ettlin
(Mitte). «Klar hätte ich nichts
gegeneinenStänderatskollegen
oder eine -kollegin aus Obwal-
den, aber aus realpolitischen
Überlegungenbin ichgegeneine
Anpassung.»Klar seiObwalden
inder kleinenKammer schlech-
tervertretenalsetwaUrimitwe-

nigerEinwohnenden, jedoch im-
mer noch gut vertreten im Ver-
gleich zu bevölkerungsreichen
KantonenwieZürichoderBern.
«Würde man diese Büchse der
Pandora öffnen, kämen andere
Begehrlichkeiten, etwa von den
Städten, die sich untervertreten
fühlen.» Dem Frieden zuliebe
plädiert er darum, an der be-
stehenden Ordnung festzuhal-
ten, zumal er keinen Leidens-
druckvernehme,auchnichtvon
derObwaldner Bevölkerung.

«Die durchaus berechtigte
Frage, warum Nidwalden nur
einenStänderathat,wirdmiraus
der Bevölkerung immer wieder
gestellt», sagt der Nidwaldner
Ständerat Hans Wicki (FDP).
«Dochdürfenwir solcheFragen
nicht eigenfokussiert betrach-
ten.» Und im Interesse des na-
tionalen Zusammenhalts sei er

aufeineSystemanpassungnicht
erpicht. «Zudemhabenwir zur-
zeit andere Probleme.»

Mit der Frage nach der Zahl
der Ständeratssitze in den ehe-
maligenHalbkantonenbeschäf-
tigte sich zuletzt auch der Bun-
desrat vor sieben Jahren, als
SVP-Nationalrat David Zuber-
bühlerausAppenzellAusserrho-
deneineentsprechendeAnfrage
einreichte. Auch der Bundesrat
befürchtete, dass das föderalis-
tischeGleichgewicht bei je zwei
Ständeräten infragegestelltwür-
de, schrieber inderAntwort.Vor
allem,weildiedeutschsprachige
Mehrheit mehr Gewicht erhiel-
te. Zudem seien ja die ehemals
genanntenHalbkantone inallen
anderen Bereichen wie Vertre-
tung im Nationalrat, Gesetzge-
bungskompetenzenundSteuer-
autonomie nicht benachteiligt.

«DieForderungnach
je zweiStänderats-
sitzenwärevöllig
legitim.»

IwanRickenbacher
Politologe

«Wirverlasseneinen
schönenOrt,wowir
eingebettetwaren.»

Schwester Sabine
Lustenberger
FrauMutter Kloster St. Klara


